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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Eine im Auftrag der EU erstellte Analyse konstatierte bei der Realisierung des E-
Government für die Schweiz einen beträchtlichen Rückstand auf fast alle anderen
europäischen Staaten. Der Bericht und auch der Delegierte für die
Informationsstrategie des Bundes erklärten dies unter anderem mit den
föderalistischen Strukturen und – ähnlich wie beim ebenfalls schlecht platzierten
Deutschland – mit der starken Stellung des Datenschutzes. Für Bundeskanzlerin Huber-
Hotz ist der Strategiewechsel bei der für das schweizerische E-Government zentralen
Internet-Seite www.ch.ch weitgehend darauf zurückzuführen, dass in der Schweiz die
meisten Kontakte der Bürger mit der Verwaltung (Steuern, Dienstleistungen,
Bewilligungen etc.) nicht mit dem Zentralstaat, sondern mit den kommunalen und
kantonalen Behörden stattfinden. Angesichts der Vielzahl dieser Anbieter sei es deshalb
ein Gebot der Vernunft gewesen, die Internet-Seite als nationales Einstiegsportal und
als Kontaktvermittlerin und nicht, wie ursprünglich vorgesehen, als umfassendes
„guichet virtuel“ zu realisieren. (Siehe dazu die Antworten des Bundesrates auf die
Anfrage Leutenegger (fdp, ZH) (05.1011), sowie die Interpellationen Amgwerd (cvp, JU)
(05.3082) und Riklin (cvp, ZH) (05.3057)). Mit der Überweisung eines Postulats Noser
(fdp, ZH) forderte der Nationalrat den Bundesrat auf, abzuklären, ob Fortschritte beim
E-Government möglich wären, wenn für gewisse Bereiche (z.B. Informationsvermittlung)
auch Private zugelassen würden. 1

POSTULAT
DATUM: 07.10.2005
HANS HIRTER

Die 2007 verabschiedete E-Government-Strategie Schweiz, die zum Ziel hat, dass
Wirtschaft und Bevölkerung Geschäfte mit Behörden elektronisch abwickeln können,
war Gegenstand verschiedener, die Bundesverwaltung betreffender Vorstösse im
Berichtsjahr. Thema war dabei die Idee der Open Government Data, also die Öffnung
der Datenbestände des Bundes. Verschiedene Interpellationen fragten etwa die
Organisation des Zugangs zu solchen Daten, allfällige Kosten oder die Zusammenarbeit
mit den Kantonen nach (11.3445 (Riklin (cvp, ZH)), 11.5039 und 11.5040 (Graf-Litscher (sp,
TG))). In der Wintersession nahm der Nationalrat zudem ein Postulat Wasserfallen (fdp,
BE) an, das den Bundesrat beauftragt, die Chancen und Risiken der Zugänglichkeit zu
Daten und Dokumenten des Bundes abzuschätzen. Eingereicht aber noch nicht
behandelt wurde zudem das Postulat Riklin (11.3902), das einen Masterplan zu Open
Government Data verlangt. Der Bundesrat beurteilte das Thema als neu und deshalb
wichtig, wollte aber zuerst Grundlagen schaffen. Er beantragte deshalb die Annahme
des Postulats Wasserfallen, aber die Ablehnung des Vorstosses von Kathy Riklin. 2

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Militärorganisation

Contre l’avis du Conseil fédéral, le Conseil national a adopté, par 138 voix contre 48, un
postulat Wasserfallen (prd, BE), qui demandait au gouvernement de procéder à
l'examen de la planification des périodes de service militaire en tentant d’organiser les
école de recrues et les cours de répétition en fonction du calendrier des hautes écoles
et en introduisant un maximum de flexibilité, afin d’atténuer les inconvénients qui en
résultent pour les entreprises et les haute écoles. Le postulat a été classé dans le cadre
de l'examen de développement de l'armée (voir ici). 3

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Le Conseil national a transmis un postulat Wasserfallen (plr, BE) demandant au Conseil
fédéral d’établir un rapport sur l’approvisionnement futur de la Suisse en électricité
qui tienne compte de l’évolution de la consommation d’électricité, des risques de
sécurité des modes de production, de la sécurité de l’approvisionnement, de l’écologie,
de la politique extérieure ainsi que d’aspects économiques. 4

POSTULAT
DATUM: 09.06.2011
LAURENT BERNHARD

Suite à l’adoption d’un postulat Wasserfallen (plr, BE) par le Conseil national en mars, le
Conseil fédéral a été chargé de proposer des mesures permettant de promouvoir
l'investissement dans l'efficacité énergétique des bâtiments sur le marché du
logement. Le dépositaire a fait valoir que le droit du bail en vigueur n'incitait guère à de
tels investissements. 5

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
LAURENT BERNHARD

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im Juni überwies der Nationalrat entgegen des Antrages des Bundesrates ein Postulat
Wasserfallen (fdp, BE), welches vom Bundesrat einen Bericht zum Handlungsbedarf des
Bundes zur Verflüssigung des Verkehrs fordert. Der Postulant begründete das Postulat
mit den zusätzlichen Emissionen, welche durch Verkehrsberuhigungen und Staus
entstehen. Bundesrätin Leuthard argumentierte in der Diskussion erfolglos, dass die
meisten Punkte des Postulats in verschiedenen Konzepten sowie im 2011 mit grosser
Mehrheit angenommenen Postulat Hany (cvp, ZH; zum Staumanagement auf den
Nationalstrassen mithilfe des Pannenstreifens) (11.3597) bereits in Arbeit seien. 6

POSTULAT
DATUM: 05.06.2012
NIKLAUS BIERI

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Nachdem der Bundesrat in seiner Antwort auf eine Interpellation Riklin (cvp, ZH)
eingestanden hatte, dass die Nutzung des Untergrundes nur unzureichend geregelt sei,
verlangte die Urheberin der Interpellation in einem Postulat einen Bericht über die
geltende Rechtssetzung in der Schweiz und Möglichkeiten zur Verbesserung der
Nutzungssituation. Der Nationalrat überwies das Geschäft diskussionslos. 7

POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
MARLÈNE GERBER

Im Dezember 2014 veröffentlichte das ARE in Erfüllung eines Postulats Riklin (cvp, ZH)
einen Bericht, worin das Bundesamt die gegenwärtige Rechtslage zur Nutzung des
Untergrundes darlegt sowie mögliche Massnahmen aufzeigt, wie die Nachhaltigkeit der
Nutzung gesteigert werden könnte. Möglichkeiten, Letzteres zu fördern, sieht der
Bericht im Rahmen der in Angriff genommenen 2. Etappe der RPG-Teilrevision, in der
Überprüfung des Haftungsrechts auf notwendige Präzisierungen, in der verbesserten
Erfassung und Verfügbarkeit von geologischen Daten sowie Daten bezüglich Nutzung
des Untergrundes und in der verstärkten Zusammenarbeit zwischen den föderalen
Einheiten. Gleichzeitig hält der Bericht fest, dass die Regierung die bestehende
Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen unangetastet lassen will und sich
gegen die Schaffung eines eigenen Untergrundgesetzes stellt. 8

POSTULAT
DATUM: 05.12.2014
MARLÈNE GERBER
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Einer der Hauptgründe, weshalb derart wenige Härtefallgesuche eingereicht wurden,
ist (neben dem Desinteresse vieler Deutschschweizer Kantone) die Angst der
Betroffenen, aufgrund des Gesuchs lokalisiert und dann ausgeschafft zu werden. Der
Tessiner CVP-Nationalrat Robbiani ersuchte deshalb den Bundesrat in einem Postulat,
die Kantone einzuladen, eine besondere Kommission einzurichten, die sich in erster
Linie aus Vertreterinnen und Vertretern der am meisten betroffenen Institutionen
zusammensetzt (Hilfsorganisationen, Gewerkschaften usw.). Diese Zwischeninstanz
würde die Fälle prüfen, bevor die Kantone die Gesuche den Bundesbehörden
unterbreiten. Im Namen der Rechtsgleichheit beantragte die Regierung, das Postulat
abzulehnen. Dieses wurde von Wasserfallen (fdp, BE) bekämpft und die Behandlung
deshalb verschoben. Ende November erklärte der Kanton Waadt, bis Ende April 2003
darauf zu verzichten, jene Sans-Papiers auszuweisen, die sich seit mindestens sechs
Jahren im Kanton aufhalten; bis dahin soll eine Arbeitsgruppe aus Behördenvertretern,
Sozialpartnern und Sans-Papiers-Organisationen eine Globallösung erarbeiten. 9

POSTULAT
DATUM: 22.03.2002
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat Riklin (cvp, ZH), das den Bundesrat
auffordert, den Regierungen der an der deutschen Rechtschreibereform beteiligten
Länder das Interesse der Schweiz an einem Konsens mitzuteilen. Eine Untersuchung aus
Österreich zeigte, dass Schülerinnen und Schüler nach einer Umgewöhnungsphase mit
der neuen Orthographie durchschnittlich 13% weniger Fehler machen als mit der alten
und bei der Zeichensetzung sogar nur noch halb so viele. 10

POSTULAT
DATUM: 16.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Mittelschulen

Einem Postulat Riklin (cvp, ZH), das vom Bundesrat einen Bericht zur mangelnden
Attraktivität der mathematisch-naturwissenschaftlichen und technischen Studien bei
den Jungen bzw. entsprechende Massnahmen zur Attraktivitätssteigerung dieser
Studienrichtungen insbesondere auf Ebene der Gymnasien und der
Berufsmaturitätsschulen sowie im Hochschulbereich verlangt, wurde vom Nationalrat
überwiesen. 11

POSTULAT
DATUM: 21.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Hochschulen

Diskussionslos überwies der Nationalrat ein Postulat Riklin (cvp, ZH), welches vom
Bundesrat verlangt, bei der zukünftigen Hochschulfinanzierung verstärkt qualitative
Aspekte zu berücksichtigen und die Hochschulen nicht lediglich durch Pro-Kopf-
Beiträge pro Studierende zu unterstützen. Letzteres sei zu einseitig und verleite die
Schulen dazu, ohne Rücksicht auf die Qualität möglichst viele Studierende anzuwerben,
weil dies zusätzliche Gelder einbringe. 12

POSTULAT
DATUM: 16.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Christian Wasserfallen (fdp, BE) beantragte die Berufs-, Laufbahn- und
Studienberatung (BLSB) zu stärken und forderte den Bundesrat in einem Postulat auf,
eine nationale Strategie in diesem Bereich zu entwickeln und die Kantone in ihrer
Eigeninitiative zu stärken. Ausserdem solle der Bundesrat prüfen, wie der Bund bei
diesem Thema selbst aktiv werden könne und welche gesetzlichen Grundlagen dafür
geschaffen werden müssten.
Der Bundesrat war bereit, zu prüfen, mit welchen Massnahmen die BSLB gestärkt
werden könne und beantragte die Annahme des Postulates.
In der nationalrätlichen Debatte monierte Jean-François Rime (svp, FR), dass das
Postulat der Verwaltung zwar einen Haufen Arbeit bringe, und dem Nationalrat später

POSTULAT
DATUM: 21.03.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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einen Bericht; dieser würde jedoch keinen grossen Mehrwert bringen. Zudem liege der
BSLB-Bereich klar in der Zuständigkeit der Kantone und nicht des Bundes. Folglich
stimmte die SVP gegen das Postulat, erhielt von anderen Fraktionen aber kaum
Unterstützung: Der Nationalrat nahm das Anliegen mit 119 zu 63 Stimmen bei einer
Enthaltung deutlich an. 13

Forschung

Der Ständerat überwies eine in ein Postulat umgewandelte Motion Langenberger (fdp,
VD) zur Wissensgesellschaft Schweiz. Damit wurde der Bundesrat aufgefordert zu
prüfen, inwieweit mehr Dynamik in die höhere Bildung und Forschung mittels der
Entwicklung einer langfristigen Vision von einer Schweiz als „Wissensnation“
eingebracht werden könnte (1). Hierbei sollten die Formulierung von strategischen
Zielen und Massnahmen zur Unterstützung dieser Vision (2) sowie die Anpassung von
Rollen und Aufgaben der Organe, welche die Forschung unterstützen (SWTR,
Akademien, Nationalfonds, KTI), zur Erreichung dieser Ziele ins Auge gefasst werden (3).
Im weiteren wurde die Organisation und der Einsatz eines für Impulse in diesem
Bereich nötigen Überwachungsorgans (4) sowie die Zusammenfassung der Aktivitäten
im Bereich der höheren Bildung, die heute in den Kompetenzbereich des Bundesamts
für Bildung und Wissenschaft (BBW) und des BBT fallen, in einem neu zu schaffenden
Bundesamt angeregt (5). Eine gleichlautende Motion der FDP-Fraktion wurde vom
Nationalrat in den Punkten 1 bis 4 als Postulat überwiesen; Punkt 5 wurde abgelehnt.
Demgegenüber hatte die grosse Kammer in ihrer Herbstsession eine Motion der
liberalen Fraktion gutgeheissen, welche die Konzentration der Zuständigkeiten in
Bildung und Forschung auf ein Departement fordert, sowie ein Postulat Riklin (cvp, ZH)
einstimmig überwiesen, das die Prüfung einer Konzentration der Zuständigkeit für
Universitäten und FHS in einem Bundesamt verlangt. 14

POSTULAT
DATUM: 03.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat lehnte ein Postulat Riklin (cvp, ZH) ab, welches die Finanzierung von
internationalen Forschungssekretariaten in Schwerpunktbereichen der Schweizer
Forschung angeregt hatte. Solche Forschungssekretariate haben die Verstärkung der
Zusammenarbeit in zentralen Forschungsbereichen wie Klimaänderung, Nutzung von
Wasserressourcen, Technologietransfer, nachhaltige Entwicklung oder grossräumige
Veränderungen der Landnutzung zum Ziel und leisten Synthesearbeiten zu
Forschungsergebnissen in einem interdisziplinären Umfeld. Wie bei anderen
Förderaufgaben, hielt der Bundesrat fest, seien auch bei internationalen
Forschungssekretariaten Prioritäten zu setzen bzw. klare Anforderungen zu stellen,
zumal es sich bei diesen um langfristige Engagements handle. Zudem sei zur Klärung,
Beurteilung und Entscheidung der Projekte aus wissenschaftlicher Sicht klar der SNF
und nicht die Akademien zuständig, wie dies im Postulat vorgeschlagen worden war. 15

POSTULAT
DATUM: 02.10.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Mit der Überweisung eines Postulats Riklin (cvp, ZH) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts betreffend eine Gesamtstrategie für die
schweizerischen Forschungsinstitutionen. Aufgaben und Stellung der
Forschungsinstitutionen im ETH-Bereich seien Gegenstand einer Überprüfung, nicht
aber die anderen Bundesforschungsanstalten (u.a. Landwirtschaftliche
Forschungsanstalten, Institut für Viruskrankheiten und Immunprophylaxe). Eine
kohärente Strategie des Bundes für “seine“ Forschungsanstalten bedürfe jedoch
dringend einer Gesamtsicht. 16

POSTULAT
DATUM: 02.10.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Medien

Radio und Fernsehen

Die knappe Annahme der RTVG-Vorlage an der Volksabstimmung vom 14. Juni 2015 zog
die Einreichung zahlreicher Vorstösse nach sich, die jedoch im Jahr 2016 nicht alle auf
Gehör im Parlament stiessen. Zu den gescheiterten Vorstössen zählte eine im
Nationalrat abgelehnte Motion Grossen (glp, BE), welche eine breitere, neben Radio und
Fernsehen zusätzliche Verbreitungskanäle umfassende Definition des Service public
gefordert hätte (Mo. 15.3600). 
Weitreichende Strukturänderungen bei der SRG verlangte neben einem Postulat Rickli
(svp, ZH), das eine Überprüfung des Budgets der SRG bezwecken wollten, auch ein
Postulat Rutz (svp, ZH), aufgrund dessen ein Bericht die mögliche Umwandlung der SRG
in eine gemischtwirtschaftliche Aktiengesellschaft darlegen sollte (Po. 15.3419). Der
Postulant erachtete die SRG nicht als "gemeinnützige Vereinigung" sondern als
"gewinnstrebendes Unternehmen", was mit dieser Umwandlung sichtbarer gemacht
werden könnte und die Transparenz über die Verwendung der öffentlichen Gelder
erhöhen würde. Der Bundesrat stellte sich dezidiert gegen diese Ansicht: Die SRG sei
kein gewinnorientiertes Unternehmen; ein positiver Jahresabschluss stehe nicht im
Gegensatz zum eigentlichen Zweck der SRG. Bescheidene Gewinne seien gar
notwendig, um Verluste aus früheren Jahren zu kompensieren. Eine knappe Mehrheit
im Nationalrat stützte die Ansicht des Bundesrates und lehnte das Anliegen ab. Ein
ähnliches Anliegen verfolgte die Motion Aeschi (svp, ZG), die ebenfalls im Nationalrat
scheiterte (Mo. 15.3558). Erfolgreicher war hingegen eine Motion Wasserfallen (fdp, BE)
mit der Forderung nach mehr Kostentransparenz ohne Umwandlung der SRG in eine
Aktiengesellschaft. 17

POSTULAT
DATUM: 21.09.2016
MARLÈNE GERBER

Die Berücksichtigung des Subsidiaritätsprinzips beim Service-public-Auftrag verlangte
ein Postulat Wasserfallen (fdp, BE): Die SRG solle nur dann Programme anbieten, wenn
nicht bereits ein entsprechendes Angebot von Privaten vorliege. Das Anliegen zählte zu
den drei Postulaten, die gemäss deren Urhebern neben Forderungen zweier weiterer,
abgelehnter Motionen (15.4032, 15.4051) mit dem Bericht zum Service public hätten
erfüllt werden sollen. Im Nationalrat fand das Anliegen mit Stichentscheid der
Präsidentin Markwalder (fdp, BE) bei 10 Enthaltungen eine denkbar knappe Mehrheit.
Zuvor hatte sich Matthias Aebischer (sp, BE) beim Postulenten erkundigt, ob denn die
SRG entsprechend des Vorstosses beispielsweise keine Meteosendungen mehr
anbieten dürfte, da solche auch bei privaten Anbietern konsumiert werden können,
worauf Wasserfallen antwortete, dass gerade in diesem Bereich ein starkes
Ungleichgewicht zwischen den finanziellen Mitteln der SRG und denjenigen Privater
bestünde, das es allenfalls zu beseitigen gäbe. Bedenken bezüglich Realisierung des
Subsidiaritätsprinzips äusserte auch Bundesrätin Leuthard, indem sie erläuterte, dass
wenig Interesse von Seiten Privater bestünde, den Grundversorgungsauftrag zu
übernehmen, da dies ein landesweites Angebot erfordere, was oftmals wenig rentabel
sei. Da der Bericht zum Service public unterdessen vorlag, hat die Erfüllung des
Postulats im Rahmen eines Zusatzberichtes zu erfolgen. 18

POSTULAT
DATUM: 21.09.2016
MARLÈNE GERBER

Im Rahmen seines Berichts zu den Motionen und Postulaten der eidgenössischen Räte
2017 beantragte der Bundesrat, das Postulat Wasserfallen (fdp, BE), das Auskunft
darüber verlangte, inwiefern der Service-public-Auftrag der SRG unter Einhaltung des
Subsidiaritätsprinzips ausgeführt werden könnte, als erfüllt abzuschreiben. Der
Bundesrat vertrat die Auffassung, dass das Postulat im Zusatzbericht zum Service
public, der im Januar 2017 erschienen war, ausreichend beantwortet worden war. 
Anders sah dies eine Mehrheit der KVF-NR. Sie war der Ansicht, dass die beiden in den
Zusatzbericht eingeflossenen Sonderanalysen – einerseits zu den Programmstrukturen
privater TV-Veranstalter im Vergleich zu denjenigen der SRG und andererseits zu
möglichen Wettbewerbsverzerrungen aufgrund eines gebührenfinanzierten Service
public – nicht ausreichend auf die Frage der Bedeutung des Subsidiaritätsprinzips
eingegangen waren. Mit 98 zu 71 Stimmen setzten sich die Fraktionen der GLP, BDP, FDP
und SVP gegen die Fraktionen der Grünen, SP und der CVP durch und beschlossen
gemäss Antrag der Kommissionsmehrheit, dass der Vorstoss noch nicht abzuschreiben
sei. 19

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
MARLÈNE GERBER
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In einem zweiten Anlauf schrieb der Nationalrat ein Postulat Wasserfallen (fdp, BE), das
Abklärungen verlangte, inwiefern der Service-public-Auftrag der SRG unter Einhaltung
des Subsidiaritätsprinzips erteilt werden könnte, in der Herbstsession 2020 als erfüllt
ab. In seinem Bericht zu den Motionen und Postulaten der eidgenössischen Räte 2019
hatte der Bundesrat argumentiert, dass dem Anliegen des Postulanten mit der neuen
SRG-Konzession Rechnung getragen worden sei. Diese stelle erhöhte Anforderungen an
die Unterscheidbarkeit von SRG-Programmen gegenüber Programmen kommerzieller
Veranstalter und verpflichte die SRG, die Unterscheidbarkeit ihrer Radioprogramme
und Unterhaltungsangebote sicherzustellen. 20

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
MARLÈNE GERBER
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